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Grenzüberschreitende Warenlieferungen in ein inländisches sog. Konsignationslager; 
BFH-Urteile vom 20. Oktober 2016, V R 31/15, und vom 16. November 2016, V R 1/16 

   
   GZ  III C 3 - S 7103-a/15/10001 

DOK  2017/0854904 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Der BFH hat mit Urteil vom 20. Oktober 2016, V R 31/15, entschieden, dass Lieferungen aus 
dem übrigen Gemeinschaftsgebiet an einen inländischen Abnehmer auch dann als 
Versendungslieferungen i. S. v. § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG zu beurteilen sind, wenn der 
Liefergegenstand nach dem Beginn der Versendung für kurze Zeit in einem 
Auslieferungslager zwischengelagert wird. Voraussetzung ist aber, dass der Abnehmer bereits 
bei Beginn der Versendung feststeht. In diesem Fall wird die Lieferung grundsätzlich bereits 
bei Beginn der Versendung im übrigen Gemeinschaftsgebiet ausgeführt und unterliegt beim 
inländischen Abnehmer ggf. der Erwerbsbesteuerung nach § 1a UStG. 
 
Mit seinem Urteil vom 16. November 2016, V R 1/16, hat der BFH die vorgenannte 
Rechtsprechung bestätigt, wenngleich sich im entschiedenen Fall der Ort der streitigen 
Lieferungen am Ort des Konsignationslagers im Inland befand, weil bei Versendung der 
Waren aus dem übrigen Gemeinschaftsgebiet der inländische Abnehmer noch nicht feststand. 
Die Einlagerung der Ware in das Konsignationslager stellt bei diesem Sachverhalt ein 
innergemeinschaftliches Verbringen durch den liefernden Unternehmer dar, in dessen Folge 
der Unternehmer im Inland einen innergemeinschaftlichen Erwerb nach § 1a Abs. 2 UStG 
bewirkt. Daneben erbringt der Unternehmer eine im Inland steuerbare und steuerpflichtige 
Lieferung an den Abnehmer, sobald die Ware dem Lager entnommen wird. Der im übrigen 
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umsatzsteuerlich registrieren lassen. 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I 
S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 6. Oktober 2017  
- III C 3 - S 7155/16/10002 (2017/0838408) -, BStBl I S. XXXX, geändert worden ist, wie 
folgt geändert: 
 
1. Abschnitt 1a.2 Abs. 6 wird wie folgt gefasst: 

 
„1Eine nicht nur vorübergehende Verwendung liegt auch dann vor, wenn der 
Unternehmer den Gegenstand mit der konkreten Absicht in den 
Bestimmungsmitgliedstaat verbringt, ihn dort (unverändert) an einen noch nicht 
feststehenden Abnehmer weiterzuliefern. 2In den vorgenannten Fällen ist es nicht 
erforderlich, dass der Unternehmensteil im Bestimmungsmitgliedstaat die 
abgabenrechtlichen Voraussetzungen einer Betriebsstätte (vgl. Abschnitt 3a.1 Abs. 3) 
erfüllt. 3Verbringt der Unternehmer Gegenstände zum Zweck des Verkaufs außerhalb 
einer Betriebsstätte in den Bestimmungsmitgliedstaat und gelangen die nicht verkauften 
Waren unmittelbar anschließend wieder in den Ausgangsmitgliedstaat zurück, kann das 
innergemeinschaftliche Verbringen aus Vereinfachungsgründen auf die tatsächlich 
verkaufte Warenmenge beschränkt werden.  

 
B e i s p i e l:  

 
1Der niederländische Blumenhändler N befördert im eigenen LKW Blumen nach 
Köln, um sie dort auf dem Wochenmarkt zu verkaufen. 2Die nicht verkauften Blumen 
nimmt er am selben Tag wieder mit zurück in die Niederlande.  
 
3N bewirkt in Bezug auf die verkauften Blumen einen innergemeinschaftlichen Erwerb 
nach § 1a Abs. 2 UStG in Deutschland. 4Er hat den Verkauf der Blumen als 
Inlandslieferung zu versteuern. 5Das Verbringen der nicht verkauften Blumen ins 
Inland muss nicht als innergemeinschaftlicher Erwerb im Sinne des § 1a Abs. 2 UStG, 
das Zurückverbringen der nicht verkauften Blumen nicht als innergemeinschaftliche 
Lieferung im Sinne des § 3 Abs. 1a  in Verbindung mit § 6a Abs. 2 UStG  behandelt 
werden. 

 
4Steht der Abnehmer bei der im übrigen Gemeinschaftsgebiet beginnenden 
Beförderung oder Versendung bereits fest, liegt kein innergemeinschaftliches 
Verbringen, sondern eine Beförderungs- oder Versendungslieferung vor, die 
grundsätzlich mit Beginn der Beförderung oder Versendung im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet als ausgeführt gilt (§ 3 Abs. 6 Satz 1 UStG). 5Hiervon ist 
auszugehen, wenn der Abnehmer die Ware bei Beginn der Beförderung oder 
Versendung bereits verbindlich bestellt oder bezahlt hat (vgl. BFH-Urteil vom 
16. 11. 2016, V R 1/16, BStBl 2017 II S. XXX). 6In diesem Fall steht es der Annahme 
einer Beförderungs- oder Versendungslieferung nicht entgegen, wenn  
 
- die Ware von dem mit der Versendung Beauftragten zunächst in ein 

inländisches Lager des Lieferanten gebracht und erst nach Eingang der 
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("shipment on hold") herausgegeben wird (vgl. BFH-Urteil vom 30. 7. 2008, 
XI R 67/07, BStBl 2009 II S. 552), oder 

 
- 1die Ware kurzzeitig (für einige Tage oder Wochen) in einem auf Initiative des 

Abnehmers eingerichteten Auslieferungs- oder Konsignationslager im Inland 
zwischengelagert wird und der Abnehmer vertraglich ein uneingeschränktes 
Zugriffsrecht auf die Ware hat (vgl. BFH-Urteil vom 20. 10. 2016, V R 31/15, 
BStBl 2017 II S. XXX). 2Es liegt dann nur eine kurze Unterbrechung, aber kein 
Abbruch der begonnenen Beförderung oder Versendung vor.  

 
7Ein im Zeitpunkt des Beginns der Beförderung oder Versendung nur 
wahrscheinlicher Abnehmer ohne tatsächliche Abnahmeverpflichtung ist nicht 
einem zu diesem Zeitpunkt bereits feststehenden Abnehmer gleichzustellen (vgl. 
BFH-Urteil vom 20. 10. 2016, V R 31/15, BStBl 2017 II S. XXX). 8In derartigen 
Fällen stellt die Einlagerung von Ware aus dem übrigen Gemeinschaftsgebiet in ein 
inländisches Auslieferungs- oder Konsignationslager ein innergemeinschaftliches 
Verbringen durch den liefernden Unternehmer im Sinne des § 1a Abs. 2 UStG dar. 
9Die Lieferung an den Abnehmer findet in derartigen Fällen erst mit der Entnahme 
der Ware aus dem Lager statt und ist folglich im Inland steuerbar.“ 
 

2. Abschnitt 3.12 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„4Von einem feststehenden Abnehmer ist auszugehen, wenn er zwar dem mit 
der Versendung Beauftragten im Zeitpunkt der Übergabe des Gegenstands 
nicht bekannt ist, aber mit hinreichender Sicherheit leicht und einwandfrei aus 
den unstreitigen Umständen, insbesondere aus Unterlagen abgeleitet werden 
kann (vgl. BFH-Urteil vom 30. 7. 2008, XI R 67/07, BStBl 2009 II S. 552).“ 
 

bb)  Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 eingefügt: 
 

„5Gleiches gilt, wenn der Abnehmer den Liefergegenstand bei Beginn der 
Versendung bereits verbindlich bestellt oder bezahlt hat (vgl. BFH-Urteil 
vom 16. 11. 2016, V R 1/16, BStBl 2017 II S. XXX); eine nur 
wahrscheinliche Begründung einer Abnehmerstellung ohne tatsächliche 
Abnahmeverpflichtung reicht nicht aus (vgl. BFH-Urteil vom 20. 10. 2016, 
V R 31/15, BStBl 2017 II S. XXX).“ 
 

cc) Die bisherigen Sätze 5 bis 7 werden neue Sätze 6 bis 8. 
 
dd) Der neue Satz 6 wird wie folgt gefasst: 
 

„6Dem Tatbestand, dass der Abnehmer feststeht, steht nicht entgegen, dass 
der Gegenstand von dem mit der Versendung Beauftragten zunächst in ein 
inländisches Lager des Lieferanten gebracht und erst nach Eingang der 
Zahlung durch eine Freigabeerklärung des Lieferanten an den Abnehmer 
herausgegeben wird (vgl. BFH-Urteil vom 30. 7. 2008, XI R 67/07, a. a. O.).“ 
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ee) Der neue Satz 8 wird wie folgt gefasst: 
 

„8Unter der Bedingung, dass der Abnehmer bereits bei Beginn der 
Versendung feststeht, kann eine Versendungslieferung auch dann 
vorliegen, wenn der Liefergegenstand nach dem Beginn der Versendung 
für kurze Zeit in einem Auslieferungs- oder Konsignationslager gelagert 
wird (vgl. BFH-Urteile vom 20. 10. 2016, V R 31/15, BStBl 2017 II S. XXX, 
und vom 16. 11. 2016, V R 1/16, BStBl 2017 II S. XXX; vgl. auch 
Abschnitt 1a.2 Abs. 6 Sätze 4 bis 9).“ 

 
b) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„1§ 3 Abs. 6 und 7 UStG regeln den Lieferort und damit zugleich auch den Zeitpunkt 
der Lieferung (vgl. BFH-Urteil vom 6. 12. 2007, V R 24/05, BStBl 2009 II S. 490, 
Abschnitt 13.1 Abs. 2 und 6); dies gilt hinsichtlich der Verschaffung der 
Verfügungsmacht auch in den Fällen einer Beförderungs- oder 
Versendungslieferung nach § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG, in denen der 
Liefergegenstand nach dem Beginn der Beförderung oder Versendung für 
kurze Zeit in einem Auslieferungs- oder Konsignationslager gelagert wird.“ 

 
Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Für vor dem  
1. Januar 2018 ausgeführte Lieferungen und innergemeinschaftliche Erwerbe wird es auch für 
Zwecke des Vorsteuerabzugs des Leistungsempfängers nicht beanstandet, wenn der leistende 
Unternehmer weiterhin nach Abschnitt 1a.2 Abs. 6 und Abschnitt 3.12 Abs. 3 UStAE in der 
bisherigen Fassung verfährt. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

 


